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Ge#etz, betreffend dem Verbot von nicht#taatlichen Wahlen 
im Hoheitsgebiet des Deut#chen Reiches 

 
gegeben am 23.07.2013, im Namen des Deut#chen Reiches   

 
In Kraft ge#etzt am 01.09.2013 durch Veröffentlichung im Deut#chen Reichsanzeiger  

nach erfolgter Zu#timmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt: 
 
 
 

Nr. 29 
 

 
 

§ 1. 
 
Alle Wahlen wie Bundestagswahlen, Landeswahlen und Kommunalwahlen die auf der Grundlage einer 
„Bundesrepublik von Deut#chland“ oder einer ähnlich gearteten Verwaltung unter dem Be#atzungs#tatut #ind auf 
dem ge#amten Staatsgebiet des Deut#chen Reiches verboten. Alle bisherigen Wahlen #ind hiermit als nichtig erklärt.  
 
Es gilt Artikel 2  Satz 1 der Deut#chen Reichsverfa##ung: „Innerhalb die#es Bundesgebietes übt das Reich das 
Recht der Ge#etzgebung nach Maßgabe des Inhalts die#er Verfa##ung und mit der Wirkung aus, daß die 
Reichsge#etze den Landesge#etzen vorgehen.“ Es gilt auch das Strafge#etzbuch des Deut#chen Reiches woraus unter 
anderem §§ 108 und 109 #eine direkte Anwendung findet. Es gilt das RGBl-0912002-Nr5-Staats-
Volks#chutzge#etz im Einzelnen und im Allgemeinen. Jeglicher Ver#toß gegen die#es Verbot mündet im Verlu#t der 
bürgerlichen Ehrenrechte auf Lebenszeit und hat #trafrechtliche Kon#equenzen.   
 

§ 2. 

 
Das Bundeswahlge#etz, alle Landeswahlge#etze, alle Kommunalwahlge#etze, #owie alle Ge#setze die für Wahlen 
jeglicher Verwaltungen unter dem Be#atzungs#tatut angewandt werden #ind hiermit als nichtig erklärt und Außerkraft 
ge#etzt.  
 

§ 3. 

 
Die Bundeswahlordnung, die Landeswahlordnungen und Kommunalwahlordnungen, #owie alle Ordnungen die für Wahlen 
jeglicher Verwaltungen unter dem Be#atzungs#tatut angewandt werden #ind hiermit als nichtig erklärt und Außerkraft 
ge#etzt. 
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§ 4. 

 

Alle zur "Befreiung des deut#chen Volkes vom National#oziali#mus und Militari#mus" erla##enen Rechtsvor#chriften 
werden von den Be#timmungen die#es Ge#etzes nicht berührt und gelten im Sinne die#es Ge#etz für die hier 
genannten natürlichen und juri#ti#chen Per#onen. 
 

§ 5. 

 

Die Berufung auf nationales, europäi#ches und internationales Recht oder Zula##ung i#t im ge#amten Deut#chen 
Reich mit Inkraft#etzung die#es Ge#etzes nur durch vorheriger ge#etzlicher Genehmigung und Legitimation erlaubt  
und unterliegt der Reichsverfa##ung und den Reichsge#etzen zum Stand 28.10.1918 bzw. den Rechtsvor#chriften die als 
Übergangsvor#chriften durch den Volks-Bundesrath und Volks-Reichstag in Kraft ge#etzt wurden. 
 

§ 6. 

 

Die Berufung auf den „Bundesrat“ der BRD, irgendwelcher Wahlge#etze nach den 28.10.1918, der „Bundesrepublik 
Deut#chland“ als Staat, eines Bundes, der „BRD“ als Staat, das Grundge#etz für die „Bundesrepublik 
Deut#chland“, #on#tiger Ge#etze, Verfa##ungsordnungen oder Regeln die #eit dem 29.10.1918 auf dem Staatsgebiet des 
Deut#chen Reiches eingeführt wurden, #ind mit Inkraft#etzung die#es Ge#etzes, in Gemäßheit Artikel 146 eines 
Grundge#etzes für die „Bundesrepublik von Deut#chland“, unter Strafe verboten.  
 

§ 7. 

 
Die#es Ge#etz tritt mit der Veröffentlichung im Deut#chen Reichsanzeiger in Kraft. 

 

 

Gegeben zu Berlin, den 23. Juli 2013 

 
 

Im Allerhöch#ten Auftrage des Deut#chen Volkes 
 

Prä#idial#enat und Staats#ekretär 
Erhard Lorenz 
Reichskanzler 
Jens Wagner 

 
 
 
 
 
 
 
Begründung zum Verbot der Wahlen.  
Es mangelt am Geltungsbereich eines Staates, es mangelt am Datum der Inkrafttretung, es mangelt grund#ätzlich an der Inkrafttretung 
und wer die#es Ge#etz be#chlo##en hat. Es mangelt am Geltungsbereich da zu erkennen i#t, daß die BRD eine Firma i#t, deren Länder #owie 
Organe auch als Firmen geführt werden und einer Steuer-ID führen mü##en. Es mangelt auch am #ouveränen Wahlvolk nach dem 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsge#etz aus dem Jahr 1913. Es mangelt an der Rechtsfähigkeit. Jeglicher Ver#toß gegen die#es Ge#etz, 
mündet im Verlu#t der bürgerlichen Ehrenrechte auf Lebenszeit und damit verbundene #trafrechtliche Maßnahmen.   
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